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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1599/71 zur Festsetzung zusätzlicher Bedingungen, denen eingeführter Wein, 
der zum unmitteibaren menschlichen Verbrauch bestimmt ist, entsprechen muß 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 816/70 
des Rates vom 28. April 1970 zur Festlegung er- 
gänzender Vorschriften für die gemeinsame Markt- 
organisation für Wein^), zuletzt geändert durch die 
Verordnung (EWG) Nr. 1532/74 2), insbesondere auf 
Artikel 28 Absatz 1 Buchstabe b, 
auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1599/71 des Rates 
vom 20. Juli 1971 ®), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2592/73 '‘), sieht im einzelnen 
vor, daß jede Partie von in die Gemeinschaft ein- 
geführten und zum unmittelbaren menschlichen Ver- 
zehr bestimmten Wein von einer Bescheinigung und 
einem Analyseblatt begleitet sein muß. 

Die Forderung nach Vorlage dieser Unterlagen 
verursacht bei kleinen Einfuhrmengen mehr Schwie- 
rigkeiten als Nutzen. Tatsächlich stehen in den Aus- 
fuhrdrittländern die Unkosten für die Ausstellung 
der betreffenden Dokumente in keinem vernünftigen 
Verhältnis zu den Vorteilen, die sich aus der Aus- 
fuhr in die Gemeinschaft ergeben können, so daß 
diese Ausfuhr gestört werden könnte. Das gleiche 
gilt für die in der Gemeinschaft vorzunehmenden 
verschiedenen Kontrollen. Außerdem dürfte, wenn 
die Mengen klein sind, das Risiko der Nichteinhal- 
tung der obigen Bestimmungen nicht die Gefahr von 
Wettbewerbsverzerrungen für die Gemeinschaftser- 
zeugung heraufbeschwören. Deshalb empfiehlt es 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 99 
vom 5. Mai 1970, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 166 
vom 21. Juni 1974, S. 1 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 168 
vom 27. Juli 1971, S. 3 

h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 269 
vom 26. September 1973, S. 1 


sich, die Verordnung (EWG) Nr. 1599/71 nur auf 
die Einfuhr von zum unmittelbaren menschlichen 
Verbrauch bestimmten Wein - außer Schaumwein 
und Likörwein ~ aus solchen Drittländern anzu- 
wenden, deren Ausfuhr in die Gemeinschaft 1000 hl 
jährlich übersteigt. 

Zur Verhinderung von Umgehungen durch unge- 
rechtfertigte Anwendung dieser Ausnahmebestim- 
mung ist die erwähnte Menge ausschließlich aus der 
Ausfuhr von aus dem betreffenden Drittland stam- 
mendem und kommendem Wein in die Gemeinschaft 
zu errechnen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1599/71 wird durch 
folgenden Artikel ergänzt: 

„Artikel 3 a 

1. Wein mit Ursprung in und Herkunft aus Dritt- 
ländern, deren Ausfuhr an solchem Wein - außer 
Schaumwein und Likörwein - in die Gemeinschaft 
zum unmittelbaren menschlichen Verbrauch sich 
auf weniger als 1000 hl jährlich beläuft, ist bei 
Einfuhr in die Gemeinschaft von der Pflicht der 
Vorlage der in Artikel 2 erwähnten Bescheini- 
gung und des Analyseblattes befreit. 

2. Die in dieser Weise betroffenen Drittländer sowie 
die Kontrollmaßnahmen, denen die durch die in 
Absatz 1 erwähnte Befreiung begünstigte Wein- 
einfuhr unterliegt, werden in den Durchführungs- 
bestimmungen festgelegt." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach dem 
Tage ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro- 
päischen Gemeinschaften in Kraft. 

Sie gilt ab 1. Januar 1975. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
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Begründung 

Die bei der Durchführung der Verordnung (EWG) 
Nr. 1599/71 des Rates gemachten Erfahrungen kön- 
nen als Beweis dafür gelten, daß die vorgeschrie- 
benen Dokumente mehr Schwierigkeiten als Vorteile 
bringen. So entstehen dritten Ländern, die nur ge- 
ringfügige Mengen in die Gemeinschaft ausführen, 
bei der Ausstellung dieser Dokumente Kosten, die 
in keinem Verhältnis zu den Vorteilen stehen, die 
sie bei ihren Ausfuhren erzielen können. Aus diesem 
Grunde sind einige Drittländer der Ansicht, daß 


diese Bestimmungen Beschränkungen für die Ein- 
fuhr in die Gemeinschaft darstellen. 

Um Abhilfe zu schaffen, schlägt die Kommission 
dem Rat in ihrem Vorschlag vor, für die betreffen- 
den Drittländer Ausnahmen von der Anwendung 
der Verordnungsbestimmungen vorzusehen. Die 
Kommission wird jedoch zu einem späteren Zeit- 
punkt Bestimmungen erlassen, damit auf dem Ge- 
biet der Gemeinschaft Kontrollmaßnahmen bei der 
Einfuhr von Wein durchgeführt werden, der unter 
die vorgesehene Ausnahme fällt. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zageleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 16. Januar 1975 - 1/4 -680 70- E- We 52/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 18. Dezember 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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